Anwaltskosten und Sozialhilfe / 5.11.2002

A]
Die Sozialhilfe ist grundsätzlich subsidiär (Art. 5 SHG ; S. A.4-1 SKOS-Richtsätze). Dies bedeutet zum einen, dass die Sozialhilfe an eine bedürftige Person nur mangels jeder anderen Hilfe für diese Person auf den Plan tritt. Zum anderen schliesst dies nicht aus (namentlich weil die Sozialhilfe in einer persönlichen und/oder materiellen Hilfe bestehen kann), dass mit dieser Hilfe das Subsidiaritätsprinzip konkretisiert werden kann, indem man bei Dritten die nötigen Ressourcen für den Existenzbedarf der bedürftigen Person erlangt.

B]
In Sachen Anwaltskosten stellt die Bundesverfassung (BV) wichtige Grundsätze auf. Jede Person hat in Verfahren vor Gerichts- und Verwaltungsinstanzen Anspruch auf gleiche und gerechte Behandlung sowie auf Beurteilung innert angemessener Frist (Art. 29 Abs. 1 BV). Jede Person, die nicht über die erforderlichen Mittel verfügt, hat Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege, wenn ihr Rechtsbegehren nicht aussichtslos erscheint. Soweit es zur Wahrung ihrer Rechte notwendig ist, hat sie ausserdem Anspruch auf unentgeltlichen Rechtsbeistand (Art. 29 Abs. 3 BV). Auf dieser Grundlage hat das Bundesgericht kürzlich einer bedürftigen Person den Anspruch auf unentgeltlichen Rechtsbeistand im Rahmen eines Sozialhilfeverfahrens zuerkannt, insofern als die Situation besonders kompliziert war (s. Entscheid vom 23. April 2002, Fall 2P.45/2002, veröffentlicht in Die Praxis 8/2002 S. 681ff.).

C]
Bei all dem bleibt das der Sozialhilfe innewohnende Subsidiaritätsprinzip bestehen. Dies bedeutet, dass im Falle eines in Sachen Sozialversicherungen (IV, AHV, UVG) offenen Verfahrens die bedürftige Person vor allem die unentgeltliche Rechtspflege im Rahmen dieses Verfahrens beantragen muss. Denn das Recht auf unentgeltlichen Rechtsbeistand wird durch einige gesetzliche Bestimmungen ausdrücklich gewährleistet, sofern die betreffende Person bedürftig und die Sache nicht aussichtslos ist (Art. 85 Abs. 2 Bst. f AHVG, auf den der Art. 69 IVG verweist). Unentgeltliche Rechtspflege kann natürlich auch auf dem Gebiet der obligatorischen Unfallversicherung verlangt werden, zumindest ab dem Verfahren vor dem kantonalen Verwaltungsgericht, auch wenn dies im Gesetz nicht ausdrücklich vorgesehen ist (Art. 96 UVG).

D]
Somit können die Anwaltskosten einer bedürftigen Person nur ausnahmsweise im Rahmen der Sozialhilfe übernommen werden und nur, wenn die Bemühungen des Anwalts dahin gehen, die bedürftige Person unabhängig von der Sozialhilfe werden zu lassen. Zudem muss die bedürftige Person vergeblich um unentgeltliche Rechtspflege ersucht haben. Es ist also zu prüfen, ob die Bemühungen des Anwalts wohl begründet sind und Aussichten auf Erfolg haben. 
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